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Das «Las Vegas der Alpen» steckt in der Krise
Seit Liechtenstein und die Schweiz Listen von gesperrten Glücksspielern austauschen, brechen die Umsätze der Kasinos ein

GÜNTHER MEIER, VADUZ

Die Kasinos in Liechtenstein könnten
eigentlich zufrieden sein: Der Brutto-
spielertrag stieg im Geschäftsjahr 2024
auf 140,8 Millionen Franken – 6 Millio-
nen mehr als im Vorjahr. Doch in der
Geldspielbranche herrscht wenig Opti-
mismus. Die Branche zählt gegenwär-
tig noch fünf Kasinos, nachdem vier
Akteure nach kurzer Zeit ihre Tore ge-
schlossen haben. Grund dafür war das
Abkommen zwischen Liechtenstein
und der Schweiz, das den automatischen
Austausch von Daten gesperrter Spieler
regelt. Seit Januar gilt diese Regelung,
nachdem der Staatsgerichtshof die Be-
schwerde der Kasinobetreiber wegen
Verletzung der Handels- und Gewerbe-
freiheit abgewiesen hat.

Vor dem Informationsaustausch
stammten mehr als die Hälfte der
Spieler in Liechtensteins Kasinos aus
der Schweiz. Ein erheblicher Teil die-
ser Kundschaft fehle nun, meldete der
Casino-Verband Liechtenstein schon
zwei Wochen nach Beginn des Aus-
tauschs. Einzelne Spielbanken ver-
zeichneten Umsatzverluste von bis zu
85 Prozent im Vergleich zum Vorjahr.
Um weitere Schliessungen zu verhin-
dern, forderte der Verband verbesserte
Rahmenbedingungen. Seit dem Markt-
start im Jahr 2017 sei die Branche mit
rund zwanzig Gesetzes- und Verord-
nungsänderungen konfrontiert worden.
Zudem seien die Kasinos in Liechten-
stein einem äusserst dynamischen Ver-
drängungskampf ausgesetzt, während
die Spielbanken in den Nachbarländern
einen Gebietsschutz genössen.

Sinkende Spielerträge

Welche Verbesserungen nötig wären,
liess der inzwischen aufgelöste Verband
offen. Doch aus Gesprächen mit Bran-
chenvertretern kennt man einige An-
sätze, etwa die unterschiedlichen Regu-
lierungen im Vergleich zur Schweiz.
Der Verbandspräsident Markus Kauf-
mann kritisierte einmal «die abenteu-
erlichen Ausmasse des Regulierungs-
gefälles», das schrittweise durch Ge-
setze oder Verordnungen entstanden
sei. Die Branche sehe die vielen Ände-
rungen nicht als Massnahmen zum
Schutz des Spielbetriebs oder der Spie-
ler, sondern als Versuch, das Geschäft
der Spielbanken möglichst unattraktiv

zu machen. Auf Kritik stiess auch das
Werbeverbot in der Schweiz für liech-
tensteinische Spielbanken, während
Schweizer Anbieter um Kunden aus
Liechtenstein werben dürfen.

Die Regierung zeigte sich offen für
Lockerungen von Vorschriften, nach-
dem der Austausch von Sperrlisten
in Kraft getreten war. Schnellschüsse
wolle man jedoch vermeiden und statt-
dessen die Entwicklung im ersten Halb-
jahr 2025 abwarten. Laut den nun ver-
öffentlichten Zahlen der Geldspiel-
Abteilung des Amts für Volkswirtschaft
scheint das von den Kasinos befürchtete
Szenario Realität zu werden. Im ersten
Quartal lag der Bruttospielertrag noch
bei 15,9 Millionen Franken, sank jedoch
im zweiten Quartal auf 13,6 Millionen
Franken. Setzt sich diese Entwicklung
fort, dürfte der Bruttospielertrag von
140,8 Millionen Franken, der Ende 2024
erreicht wurde, deutlich verfehlt werden.

Bei den Spielsperren zeigt sich ein weni-
ger dramatisches Bild: Zu Jahresbeginn
waren 5830 Personen gesperrt, bis zur
Jahresmitte stieg die Zahl auf 5950.

Dennoch: Die Geldspielbranche
steckt in einer schwierigen Situation.
Kaum eine Branche in Liechtensteins
Wirtschaftsgeschichte hat in so kurzer
Zeit eine derart wechselvolle Entwick-
lung durchgemacht. Vor weniger als
zehn Jahren öffnete das erste Kasino
seine Türen. Sein Erfolg lockte weitere
Unternehmen an, die in das vermeintlich
lukrative Geschäft einstiegen. Kritiker
wiesen bald warnend darauf hin, Liech-
tenstein könnte sich in ein «Las Vegas
der Alpen» verwandeln, als bereits neun
Kasinos eine Betriebserlaubnis erhiel-
ten. Andere verwiesen auf das Verhält-
nis von Einwohnerzahl zu Kasino, um
die fragwürdige Dynamik zu verdeut-
lichen: Kein anderes Land der Welt hat
ein Kasino pro 4000 Einwohner.

Im Gegensatz zur grundsätzlich libe-
ralen Wirtschaftsordnung haben die
Behörden die Kasinos in kurzer Zeit
mehrfach strenger reguliert. Auf Emp-
fehlung des Fachbeirats für Geldspiele
schränkten sie die Werbung mit Gra-
tisspielen ein, verschoben das Verhält-
nis von Spieltischen zu Geldspielauto-
maten zugunsten traditioneller Glücks-
spiele und erhöhten die Abgaben an
den Staat. Der Casino-Verband zeigte
Verständnis für die Massnahmen, die
das Überangebot an Spielmöglichkeiten
eindämmen sollen, mahnte jedoch, sie
könnten einem schleichenden Verbot
von Glücksspielen und Kasinos gleich-
kommen. Einer Gruppierung namens
Verein IG Volksmeinung gingen diese
Schritte dennoch nicht weit genug. Sie
startete eine Initiative für ein generelles
Kasinoverbot. Die Initianten forderten,
dass bestehende Kasinos ihren Betrieb
innerhalb von fünf Jahren einstellen.

Die nötigen Unterschriften für eine
Verfassungsinitiative kamen zwar zu-
sammen, doch bei der Volksabstim-
mung Anfang 2023 lehnten 73,3 Pro-
zent ein totales Verbot von Spiel-
banken ab. Offenbar überzeugte das
Gegenargument der Regierung eine
Mehrheit: Ein Verbot in der Verfas-
sung widerspreche den Grundsätzen
der liberalen Wirtschaftsordnung. Zu-
dem spielte wohl die Überlegung eine
Rolle, der Markt werde das Angebot
früher oder später von selbst bereini-
gen. Ähnlich äusserte sich der Casino-
Verband: Mittelfristig würden ver-
mutlich nur drei, höchstens vier Spiel-
banken bestehen bleiben.

In wenigen Minuten erreichbar

Wenn der Besucherrückgang und die
Umsatzrückgänge im ersten Halbjahr
2025 anhalten, könnten mehr Kasinos
schliessen. Damit käme die Kasino-
landschaft der ursprünglichen Idee
des Geldspielgesetzes näher, das in
seiner ersten Fassung nur eine einzige
Spielbanken-Konzession vorsah. Nach-
dem sich zwei Gesellschaften um diese
einzige Konzession beworben hatten,
klagte der unterlegene Antragsteller.
Die Regierung beendete das juristi-
sche Tauziehen, indem sie das Geld-
spielgesetz änderte: Statt einer Kon-
zession führte sie 2016 ein Gewerbe-
bewilligungsmodell ein. Seither kann
jeder, der die gesetzlichen Anforde-
rungen erfüllt, eine Spielbank eröff-
nen. Die Änderung wirkte offenbar
wie eine Einladung an ausländische
Kasino-Betreiber, auch in Liechten-
stein einen Betrieb zu eröffnen.

Die Nachfrage nach Bewilligungen
übertraf in den letzten Jahren sowohl
Erwartungen als auch Befürchtungen.
Die Betreiber profitierten von den kur-
zen Wegen im kleinen Fürstentum, wo
mehrere Kasinos in wenigen Minuten
erreichbar sind – ein Vorteil gegenüber
den Nachbarländern. Doch die Zah-
len für das laufende Jahr deuten dar-
auf hin, dass 2024 der Höhepunkt er-
reicht wurde. Seitdem Liechtenstein
die Sperrlisten mit der Schweiz, wo-
her die meisten Spieler kommen, auto-
matisch austauscht, sinken Besucher-
zahlen und Bruttospielerträge deutlich.
Das wirkt sich auch auf die Geldspiel-
abgaben aus, die 2023 noch 52,9 Millio-
nen Franken betrugen.

Kaum eine Branche in LiechtensteinsWirtschaftsgeschichte hat eine so wechselvolle Entwicklung wie die Kasinos. PETER KLAUNZER / KEYSTONE
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Keith Sonnier, geboren 1941 in Mamou (Louisiana, USA),
gestorben in New York. Das Licht ist seit 1968 das
bevorzugte künstlerische Ausdrucksmittel des
Künstlers, der in den 1970er Jahren ein wichtiger
Wegbereiter der «neuen Skulptur» war. Die Neonröhre,
die bis dahin vor allem der Werbe- und Alltagsästhetik
angehörte, kombiniert Sonnier häufig mit Materialien
wie Glas, Stoff, Latex oder Metall, um die sinnlichen
und emotionalen Qualitäten dieser Werkstoffe zu
erproben. Sonnier hat zudem zahlreiche Kunst-am-
Bau-Projekte realisiert. Besondere Bedeutung kommt
dabei seiner künstlerischen Gestaltung im neuen
Flughafen München (1989–92) zu.

«Drone A»
Portal Variation Series 2014/2020
Neon, Kabel, Transformer
Masse: 81×51×28cm
Edition 1/5
Preis: CHF 17000.–

Für Anfragen zum Erwerb des Werks
kontaktieren Sie uns bitte telefonisch oder
schreiben Sie eine E-Mail. Wir beraten
Sie gerne.

Keith Sonnier, «Drone A», 2014
© Häusler Contemporary
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Weisser Marsch für Marvin
Friedlicher Trauerzug für einen Teenager, der auf der Flucht vor einer Polizeikontrolle ums Leben gekommen ist

ANNEGRET MATHARI, LAUSANNE

Eine grosse Menschenmenge hat am
Samstag mit einem «weissen Marsch»
des 17-jährigen Marvin gedacht, der vor
rund einer Woche tödlich verunglückte.
Auf der Flucht vor einem Polizeiauto
prallte der Teenager mit einem als ge-
stohlen gemeldeten E-Scooter gegen ein
Garagentor und starb noch am Unfall-
ort. In der Folge kam es zu wüstenAus-
schreitungen, die Erinnerungen an Er-
eignisse in Frankreich weckten.

Der dreistündigeTrauermarsch star-
tete vor einem Jugendzentrum, wo
der angehende Rapper mit kongole-
sischen Wurzeln zusammen mit seiner
Band Songs aufgenommen hatte. Die
Kundgebung verlief ruhig und besinn-
lich.Marvins Familie hatte den Marsch
organisiert.

Sein Onkel Justin Bonga-Schärli er-
klärte zu Beginn über ein Mikrofon, es
handle sich um einen Marsch für den

Frieden. Der Onkel und Marvins älte-
rer Bruder bedankten sich bei denTeil-
nehmerinnen undTeilnehmern wieder-
holt für deren Anwesenheit. Nach An-
gaben der Stadtpolizei Lausanne nah-
men 900 Personen teil, sie waren alle
weiss gekleidet und trugenT-Shirts mit
Marvins Foto.

Viele Jugendliche

Unter ihnen waren viele Jugendliche
und Familien mit Kindern. Ein 16-jäh-
riger Schüler sagte in Begleitung sei-
ner Mutter, er liebe Marvins Musik und
sei gekommen, um dessen Freunde zu
unterstützen. «Es ist traurig,was passiert
ist.» Ein 17-jähriges Mädchen war dabei,
weil eine ihrer besten Freundinnen eine
Cousine von Marvin ist.

Marvins Freunde aus dem Jugend-
zentrum hatten Schilder hergestellt
und mitgebracht. Darauf stand «Du
wirst immer in unserem Herzen sein»

oder «Gegangen, aber immer präsent».
Extra für die Kundgebung angereist,
war eine 57-jährige Frau aus dem Kan-
ton Wallis. «Ich bin hier aus Solidari-
tät mit Marvins Familie.» Eine Frau,
die im Kulturbereich arbeitet, nahm
teil, um die Trauernden zu unterstüt-
zen. Aus ihrer Sicht muss die Polizei
offener über den Fall kommunizieren.

Was Marvin geschehen sei, habe sie
sehr bewegt, meinte eine Berufsschul-
lehrerin. Sie hält die Polizei nicht für
vertrauenswürdig, denn diese sei ineffi-
zient und rassistisch. In diesem Som-
mer hätten schon drei Menschen in
Lausanne nach Polizei-Interventionen
ihr Leben verloren.

Im Mai hatte ein Polizist einen
39-jährigen Nigerianer gewaltsam zu
Boden gedrückt, weil er ihn als Dealer
verdächtigte.DerMann brach später auf
dem Polizeiposten zusammen und starb
kurz darauf. Im Juli starb ein 14-jähri-
ges Mädchen, als es von einem Polizis-

ten verfolgt wurde und dabei mit dem
Motorroller stürzte. Marvin wollte vor
einer Kontrolle fliehen.

DemAnsehen der Polizei geschadet
hat auch ein am vergangenen Montag
von der Staatsanwaltschaft veröffent-
lichter Bericht über zwei Chat-Grup-
pen der Lausanner Polizei. Rund fünf-
zig Polizisten hatten dort diskriminie-
rende, rassistische und sexistische In-
halte geteilt.

Zurückhaltende Beamte

Während des Trauermarschs waren
kaum Polizistinnen und Polizisten zu
sehen. Die Polizei sei diskret geblieben,
sagte ein Sprecher aufAnfrage. Sie habe
die Sicherheit des Demonstrationszugs
gewährleistet und den Verkehr entspre-
chend geregelt.

Vor der Grabkapelle von Saint-Roch,
woMarvins Leiche aufgebahrt ist, legten
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer

des «weissen Marsches» eine Schweige-
minute ein. Anschliessend gingen sie
zum Unfallort und erwiesen Marvin
dort die letzte Ehre.

Am Samstagabend fand in Lausanne
zudemeineVeranstaltung inErinnerung
anRogerNzoyWilhelm statt.Der 37-jäh-
rige Zürcher war am 30.August 2021
von einem Polizisten am Bahnhof von
Morges erschossen worden. Die Polizei
hatte denGebrauch der Schusswaffemit
Notwehr begründet, der Beamte sei mit
einem Messer bedroht worden. Später
stellte sich heraus, dass er unter psychi-
schen Problemen gelitten hatte.

Anfang vergangener Woche wurde
diese Darstellung allerdings infrage ge-
stellt. Die Untersuchung eines inter-
disziplinären Forschungsteams ergab,
dass der gebürtige Südamerikaner zwar
einMesser bei sich gehabt, die Polizisten
aber nicht bedroht hatte. Der Fall muss
aufgrund eines Entscheids des Kantons-
gerichts neu untersucht werden.

Bürgerliche wollen die Mindeststeuer für
grosse Konzerne aussetzen, doch diese winken ab
Die OECD-Steuerregel dürfte dem Bund nicht die erwarteten Einnahmen bringen – der Ruf nach einer Abschaffung wird dadurch lauter

DAVID VONPLON

Auf die Mindeststeuer hat hierzulande
niemand gewartet.Aufgrund ihres wirt-
schaftlichen Erfolgs ist die Schweiz
weltweit eines der wenigen Länder, die
mit der OECD-Mindeststeuer zurück-
gebunden werden sollen. Trotzdem ge-
hörte sie zu den ersten Ländern, die die
neuen Steuerregeln anwendeten. 15 Pro-
zent Steuern müssen international tätige
Grossunternehmen seit der Einführung
im Jahr 2024 wenigstens bezahlen. Lie-
gen die ordentlichen Sätze darunter,
sind sie gezwungen, eine Ergänzungs-
steuer zu entrichten.

Vor der Volksabstimmung über die
OECD-Mindeststeuer 2023 versprach
der Bundesrat dem Stimmvolk immer-
hin schöne Zusatzeinnahmen für die
öffentlichen Kassen. Zwischen 1 und
2,5Milliarden Franken zusätzliche Ein-
nahmen sollte die neue Steuer schon in
den ersten Jahren generieren. Bereits
hatten sich Politiker ausgemalt, wie das
Geld verwendet werden könnte – etwa
für denAusbau der Armee.

Mittlerweile jedoch sieht es so aus,
dass die Erwartungen des Bundes deut-
lich zu hoch gegriffen waren. Eine
Untersuchung des Beratungsunterneh-
mens Deloitte kam unlängst zu dem
Schluss, dass die Mehreinnahmen aus
derMindeststeuer für das Jahr 2024 vor-
aussichtlich unter 200 Millionen Fran-
ken liegen werden – also fünf bis zwölf
Mal weniger als veranschlagt.

Bundesrat im Blindflug

Waren die versprochenen Mehreinnah-
men also nicht mehr als eine fiskalische
Fata Morgana aus dem Finanzdeparte-
ment? Das wollte der Mitte-Ständerat
Fabio Regazzi in einem Vorstoss vom
Bundesrat wissen. Dessen Antwort, die
seit kurzemvorliegt,bestätigt denernüch-
ternden Befund der Berater nun zumin-
dest teilweise. Darin räumt die Landes-
regierung ein, dass die Einnahmen aus
der Mindestbesteuerung geringer aus-
fallen könnten und von nur ganz weni-
gen Unternehmen stammen dürften.
Vor allem aber bestehe über die effekti-
venEinnahmeneinegrosseUnsicherheit.

Im Voranschlag 2026 geht der Bun-
desrat trotzdem weiterhin von 1,6 Mil-
liardenFrankenEinnahmenausderMin-
destbesteuerung aus,wovonnur einVier-
tel beim Bund bleibt. Laut dem Steuer-
experten Thomas Hug von Deloitte
wird der Bundesrat diese Zahl deutlich
nach unten korrigieren müssen:Diverse
Kantone hätten die Gewinnsteuern für
grosseUnternehmen imHinblick auf die

neuenOECD-Regeln angehoben,damit
die Firmen auf eine Mindestbelastung
von15Prozent kämen.«Dadurch fliessen
automatischwenigerErgänzungssteuern
zum Bund», so Hug.

Dass die versprochenen Mehrein-
nahmen ausbleiben könnten, erhöht den
Druck auf die ungeliebte Steuer zusätz-
lich. «Die tatsächlichen Einnahmen wer-
den unter der untersten Schätzung von
einer Milliarde Franken liegen – und
das, obwohl die Prognosen des Bun-
desrats bewusst breit angelegt waren»,
sagt Ständerat Regazzi. Das sei enttäu-
schend. Schliesslich seien auf der Basis
dieser Zahlen politische Entscheidun-
gen getroffen worden. Der Gewerbe-
politiker fordert, dass der Bund über-
prüft, ob dieMindestbesteuerung für die
Schweiz wirklich das Richtige sei.

Es ist dies eine Frage, die sich derzeit
viele bürgerliche Politiker stellen. Seit
die USA einen Zoll von 39 Prozent auf
den Import vieler SchweizerWaren fest-
gesetzt haben, befinden sich die neuen
OECD-Regeln und mit ihnen auch die
Finanzministerin Karin Keller-Sutter
unter Dauerbeschuss. So wirft Regaz-
zis Parteikollegin Elisabeth Schneider-
Schneiter der FDP-Magistratin vor, die

Einführung der Mindeststeuer gegen
den Willen der Wirtschaft vorschnell
eingeführt zu haben – zum Nachteil des
Standorts Schweiz.

Doch macht der Bundesrat bis anhin
keine Anstalten, die Mindestbesteue-
rung anzutasten. Stattdessen soll die
Aussetzung der Mindeststeuer bald auf
die Traktandenliste des Parlaments ge-
langen. Der SVP-Nationalrat Michaël
Buffat hat vergangene Woche in der
Wirtschaftskommission den Antrag ge-
stellt, die Mindeststeuer auszusetzen,
wie die «NZZ am Sonntag» berichtete.
Schon im Oktober soll das Geschäft be-
handelt werden.

Wirtschaftsverbände warnen

Im Parlament könnte die Pausierung
der Steuer durchaus intakte Chancen
haben: Die Front gegen die ungeliebten
OECD-Regeln umfasst mittlerweile das
ganze bürgerliche Lager – auch die FDP
ging auf Konfrontationskurs mit der
eigenen Bundesrätin. Vor dem Hinter-
grund, dass die US-Regierung interna-
tionale Abmachungen mit Füssen trete,
sei nicht damit zu rechnen, dass weitere
Staaten die Steuer einführten. Deshalb

müsse die Schweiz die Mindeststeuer
zum Schutz der eigenen Unternehmen
aussetzen, findet die Partei.

Umso erstaunlicher ist, dass just jene
Akteure, die von der Mindeststeuer am
stärksten betroffen sind, sich derzeit
gegen eineAbschaffung aussprechen:die
Unternehmen selbst beziehungsweise die
Verbände,die sie vertreten. «Wir können
den Unmut in der Politik gut nachvoll-
ziehen», sagt Frank Marty, Leiter Steu-
ern beim Wirtschaftsdachverband Eco-
nomiesuisse.Viele Staaten – vor allemdie
USA – würden die OECD-Steuerregeln
nicht anwenden,was zu einer Benachtei-
ligung von Firmen führen könne, die in
der Schweiz angesiedelt seien.

Gegenwärtig sind laut Marty dieVor-
aussetzungen für einen Ausstieg jedoch
nicht gegeben. «Halten wichtige Han-
delspartner der Schweiz an derMindest-
steuer fest, ist ein Ausstieg kontrapro-
duktiv», sagt er. So müssten Unterneh-
men aus der Schweiz, die zum Beispiel
im EU-Raum eine Tochterfirma hätten,
damit rechnen, dass sie von den dorti-
gen Ländern für eine Unterbesteue-
rung belangt würden. «Die einseitige
Aufhebung der bereits eingeführten
Instrumente der Mindeststeuer würde

die Unternehmen daher nicht entlas-
ten.» Stattdessen müssten sie vermehrt
Steuerforderungen von ausländischen
Behörden befürchten.

AuchMartin Hess von Swissholdings,
dem Verband der multinationalen
Unternehmen in der Schweiz, betont,
das Aussetzen der Mindeststeuer habe
keinerlei Vorteile. «Der administrative
Aufwand und die Rechtsunsicherheit
dürften für die betroffenen Unterneh-
men zunehmen.» Zudem sei zu befürch-
ten, dass die Kantone weniger Stand-
ortmassnahmen ergreifen würden, weil
ihnen ohne die Steuer das Geld dafür
fehlte. Keines der Unternehmen des
Verbands – darunter Nestlé, Novartis,
Glencore und Syngenta – habe bisher
verlangt, dieMindeststeuer auszusetzen.
Ähnlich lautet der Befund des Steuer-
experten Hug: «Solange die EU-Länder
an der Mindestbesteuerung festhalten,
darf sich die Schweiz zu keinen Schnell-
schüssen hinreissen lassen.»

DieWirtschaftsverbände hoffen dar-
auf, dass sich das Problem von selbst
löst– und die Mindeststeuer auf Druck
gewichtiger Staaten aufgehoben wird.
GewisseAnzeichendafür gibt es:ImJuni
einigten sich die USA mit den übrigen
G-7-Staaten darauf, dass die USA von
der Mindestbesteuerung ausgenommen
werden sollen. Im Gegenzug erklärten
sich die USA bereit, international tätige
Unternehmen aus Europa und Asien
nicht wie angedroht mit einer «Rache-
steuer» von bis zu 20 Prozent zu belegen.

Offenbar jedoch ist die Vereinbarung
brüchig.VorkurzemmachtedieNachrich-
tenagenturBloombergeinenBrief publik,
indem28StaatenstarkeBedenkenandem
Deal äussern, darunter China, Deutsch-
land,FrankreichundGrossbritannien,wie
Bloombergberichtete.Siekritisieren,dass
mit der Ausnahmeregelung für die USA
die Wirksamkeit der Steuer untergraben
werdeundnichtamerikanischeUnterneh-
men im internationalen Wettbewerb be-
nachteiligt würden.

Möglich ist, dass das Gezerre um den
Steuerdeal derG-7denAnfangvomEnde
der Mindestbesteuerung markiert. Laut
Hess ist die Wahrscheinlichkeit dafür
allerdings gering.Derzeit gibt es innerhalb
der OECD Bestrebungen, die Mindest-
steuer klar vomUS-System abzugrenzen.
Sie hätte damit weiterhin Geltung – aus-
ser dort, wo US-Konzerne betroffen sind.
Der Unternehmensvertreter Hess rät der
Politik darum zur Zurückhaltung. Sollte
sich die Schweiz – bekannt als Profiteurin
des internationalen Steuerwettbewerbs –
in erkennbarerWeise für dieAbschaffung
einsetzen, dürfte dies die Mindeststeuer
eher stärken als schwächen.

Finanzministerin Karin Keller-Sutter will die Mindestbesteuerung derzeit nicht antasten. ANTHONY ANEX / KEYSTONE


